
Fortschreibung des seit 03.07.2006 wirksamen Flächennutzungsplanes und 
Landschaftsplanes der Stadt Landshut mit dem Deckblatt Nr. 21 „Südlich Bahnlinie 
München-Landshut – westlich A92“ im Parallelverfahren mit dem Bebauungsplan Nr. 10-5/3 
„Südlich Bahnlinie München-Landshut – westlich A92“ 
 
Umweltbericht 
 
 
 
 
1. Lage und heutige Nutzungen 
 
Das Planungsgebiet liegt im Stadtteil Münchnerau. Im Norden grenzt die Bahntrasse an, im Osten 
verläuft die Trasse der A92. Südlich des Standortes erstrecken sich landwirtschaftliche Flächen. 
Die Flächen werden im Bestand landwirtschaftlich genutzt. 
 
 
2. Inhalt und Ziele der Flächennutzungsplanung / Landschaftsplanung 
 
Für das Planungsgebiet stellt der Landschaftsplan Acker- und Grünlandflächen mit „langfristig 
geplanter Industrie- bzw. Siedlungsfläche“ dar. Im Anschluss an die A92 und die Bahntrasse im 
Norden sind abschirmende und gliedernde Grünflächen eingetragen. Am nördlichen Rand 
verlaufen zwei Erdgasleitungen. Östlich durchkreuzt die Anbaubeschränkungszone entlang der A 
92 den Geltungsbereich. In den Böschungen der Bahntrasse befinden sich amtlich kartierte 
Biotope. 
 
3. Anlass der Flächennutzungsplanänderung 
 
Planungsrechtliches Ziel ist die Ausweisung eines Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaik – Freiflächenanlage“. Die Nutzung soll mit Eintritt der Rechtskraft der 
Bebauungspläne auf 20 Jahre mit der Möglichkeit zur Verlängerung der Laufzeit befristet werden. 
Die Fortschreibung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes im Bereich „Südlich Bahnlinie 
München-Landshut – westlich A92“ soll im Parallelverfahren mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 10-5/3 „Südlich Bahnlinie München-Landshut – westlich A92“ durchgeführt 
werden. Für das Planungsgebiet ergibt sich im Rahmen der Machbarkeitsstudie zur Untersuchung 
potentiell geeigneter Photovoltaikstandorte im Stadtgebiet ein geeigneter Standort. Mit der 
Errichtung einer Freiflächenphotovoltaikanlage werden Ziele der CO2 – Einsparung sowie der 
Sicherung der Energieversorgung verfolgt. 
 
4. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
Im Folgenden wird auf die einzelnen Schutzgüter eingegangen. 
 
4.1 Schutzgutaspekt Mensch 
 
Durch die angrenzende Infrastruktur (Autobahn, Bahnlinie) ist die Fläche für geplante Photovoltaik 
bereits vorbelastet. Die Flächen erfüllen im Bestand keine Erholungsfunktion. Das Gelände ist im 
Übergang zu den landwirtschaftlichen Flächen durch eine Durchgrünung verträglich eingebunden. 
 

- Verbleibende Beeinträchtigung Schutzgut Mensch: 
 
Keine Beeinträchtigung für den Menschen. 
 
4.2 Schutzgutaspekt Boden 
 
Die Böden des Planungsgebietes sind anthropogen überprägt und damit vorbelastet. Im Zuge der 
Überplanung ergibt sich keine Versiegelung. 
 
 
 



 
 

- Verbleibende Beeinträchtigungen Schutzgut Boden: 
 
Die intensiv genutzten Landwirtschaftsflächen unter den Solar-Modulen, deren Randbereiche und 
geplante Ausgleichsflächen werden in eine extensive Wiese umgewandelt. Die 
Unterkonstruktionen der Module werden punktuell in den Boden gerammt. Es kommt dabei zu 
keiner Versiegelung des Bodens. 
 
4.3 Schutzgutaspekt Klima/Luft 
 
Durch die Überstellung landwirtschaftlicher Flächen mit Photovoltaikmodulen ergibt sich keine 
Versiegelung. Auch die angrenzenden Grünstrukturen bleiben erhalten. Die Durchgrünung in den 
Randbereichen der Planungsgebiete bedingt unter anderem einen Abkühlungseffekt. Diese 
Eingrünungsstrukturen beeinflussen vor allem die unmittelbare Umgebung. Insgesamt kommt den 
Flächen eine mäßige Bedeutung hinsichtlich des Schutzgutes Klima und Luft zu. Lufthygienische 
Vorbelastungen bestehen durch die direkt angrenzende A92 und den Bahnverkehr. 
 

- Verbleibende Beeinträchtigungen Schutzgut Klima/Luft: 
 
Durch die Erwärmung der Solar-Module kommt es zu einer Veränderung des Kleinklimas. 
Punktuelle Erwärmungen können durch die angrenzenden Gehölzstrukturen kompensiert werden. 
Die energetische Verwertung von Sonnenenergie trägt zum Klimaschutzgedanken und dem Ziel, 
regenerative Energien zu fördern, bei. 
 
4.4 Schutzgutaspekt Wasser 
 
Im Zuge der Überplanung mit Photovoltaikmodulen ergibt sich keine Versiegelung. Das 
Niederschlags- bzw. Oberflächenwasser wird direkt auf den Grundstücken versickert. 
 

- Verbleibende Beeinträchtigung Schutzgut Wasser: 
 
Das Grundwasser wird durch die Umnutzung nicht zusätzlich belastet. 
 
 
4.5 Schutzgutaspekt Arten und Lebensräume 
 
Das Planungsgebiet ist im Bestand intensiv landwirtschaftlich genutzt. Die Randbereiche sind gut 
durchgrünt. 
 

- Verbleibende Beeinträchtigung Arten und Lebensräume: 
 
Gegenüber dem Ist – Zustand führt eine Nutzung mit Photovoltaik zu keinem Verlust des 
Lebensraumes von Pflanzen und Tieren. Die vorhandenen Gehölzstrukturen und Biotope im 
Bereich der Böschungen (Bahntrasse) werden nicht beeinträchtigt und können bestehen bleiben. 
Temporär können aufgrund der Bautätigkeiten Beeinträchtigungen auftreten. Eine 
Populationsbeeinträchtigung ist jedoch nicht zu befürchten. 
 
4.6 Schutzaspekt Landschaftsbild 
 
Die geplante Nutzungsänderung und die damit verbundene Überstellung mit Photovoltaikmodulen 
wird das Landschaftsbild geringfügig verändert. Durch die angrenzende Autobahn A 92 und 
Bahntrasse ist das Landschaftsbild vorbeeinträchtigt. Durch die Entwicklung von Grünstrukturen 
werden die Anlagen bestmöglich in den Landschaftsraum eingebunden. 
 

- Verbleibende Beeinträchtigung Schutzgut Landschaftsbild: 
 
Die geplanten Photovoltaikfelder werden durch Grün- und Gehölzstrukturen bestmöglich 
eingebunden. 
 



 
 
Schutzgutaspekt Bodendenkmäler 
 

- Bodendenkmäler sind im Planungsgebiet bisher nicht bekannt. 
 
 
 
5 Aufzeigen der geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich 
der nachteiligen Auswirkungen 
 
5.1 Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
 
Hinsichtlich der Darstellung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wird auf den 
Umweltbericht zum Bebauungsplan verwiesen. 
 
5.2 Ermittlung des Kompensationsbedarfs 
 
Eine entsprechende Bilanzierung des Vorhabens wurde im Rahmen der Naturschutzrechtlichen 
Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung, als Bestandteil des Umweltberichts zum Bebauungsplan 
vorgenommen. 
 
5.3 Maßnahmen Artenschutz 
 
Eine artenschutzrechtliche Prüfung wird im Bebauungsplanverfahren durchgeführt. 


